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Ein inklusives Gemeinwesen ist Voraussetzung fur die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen und verbessert die Lebensqualitat aller Menschen vor Ort. Die UN-Konvention Gber die
Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-BRK) formuliert aus menschenrechtlicher Perspektive
hierfir notwendige Rahmenbedingungen und staatliche Verpflichtungen, auch auf kommunaler Ebene’ .
Diese erstrecken sich auf eine Bandbreite verschiedener Handlungsfelder (zum Beispiel Arbeit,
Wohnen, Bildung, Freizeit, Mobilitat), in denen die Zustandigkeit der kommunalen Ebene jeweils
unterschiedlich ausgestaltet ist.

Der UN-Ausschuss fiir die Rechte von Menschen mit Behinderungen hat schon 2015 in seinen
abschlieBenden Bemerkungen zum ersten Staatenbericht Deutschland die Erarbeitung von
Aktionsplanen zur Umsetzung der Konvention auf allen politischen Ebenen empfohlen. Im Sommer
2023 bekraftigte der Ausschuss diese Empfehlung und verwies auf die Notwendigkeit, Planungen an
den menschenrechtlichen Verpflichtungen auszurichten. Das Forschungs- und Entwicklungsprojekt ,UN-
BRK in den Kommunen“2 hat zwischen 2022 und 2025 deutschlandweit entsprechende systematische
Planungsaktivitaten auf kommunaler Ebene untersucht, in denen Aktionsplane oder anders bezeichnete
Planwerke erarbeitet wurden oder werden. Es wurden Gelingensbedingungen und Hemmnisse fur
erfolgreiche Planungen festgestellt und Beispiele flr gelungene Strategien identifiziert.

Die Ergebnisse des Projekts machen deutlich: Wo durch politische Entscheidung entsprechende
Planungsprozesse in Gang gesetzt, Ressourcen mobilisiert und die Partizipation von Menschen mit
Behinderungen ermdglicht wird, wird die Umsetzung der UN-BRK angegangen und fiihrt zu positiven
Veranderungen im Gemeinwesen. Dieses Papier formuliert auf Grundlage der empirischen Erkenntnisse
Verantwortlichkeiten und Handlungsmaéglichkeiten unterschiedlicher politischer Akteure, um Kommunen
in die Lage zu versetzen, durch ein planerisches Vorgehen ihren Beitrag zur Umsetzung der UN-BRK zu
leisten.

1 Mehr Informationen zur Wirkung der UN-BRK auf kommunaler Ebene unter Die rechtliche Verpflichtung von Kommunen zur Umsetzung
der UN-BRK - Fragen und Antworten | Institut fir Menschenrechte (zuletzt gepriift am 02.02.2026).

2 Das Projekt wurde durchgefiihrt vom Zentrum fir Planung und Entwicklung Sozialer Dienste (ZPE) der Universitat Siegen und das
Deutsche Institut fir Menschenrechte (DIMR) und gefordert durch das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales. Die Ergebnisse und
zahlreiche Transfermaterialien stehen auf einem Internetportal beim DIMR zur Verfligung (UN-Behindertenrechtskonvention trifft
Kommune | Institut fir Menschenrechte).
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1. Verantwortung und Handlungsmaoglichkeiten der Bundespolitik

o Die Bundesregierung hat mit der Planung und Umsetzung des Nationalen Aktionsplans eine
Orientierungsfunktion fir die anderen politischen Ebenen. In dem Vorgehen und in den Themen
sollten Ankniipfungspunkte fiir die kommunale Ebene systematisch herausgestellt werden.

e Die Bundesregierung ist gefordert, in den fiir die Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention zentralen Bereichen — wie etwa Deinstitutionalisierung (Artikel 19
UN-BRK) und Barrierefreiheit (Artikel 9 UN-BRK) — Strategien zu formulieren. In solchen
Strategien und auch in der Weiterentwicklung der gesetzlichen Grundlagen sollten die
Handlungsmdglichkeiten der Kommunen akzentuiert und gestarkt werden. Dabei geht es
darum, das Leistungsrecht besser mit der Entwicklung inklusiver Sozialrdume zu verknipfen

2. Verantwortung und Handlungsmoglichkeiten der Landespolitik

¢ Auch die Aktionspléne der Lander haben eine Orientierungsfunktion fir Kommunen. Die
Unterstlitzung der kommunalen Teilhabepolitik sollte hier explizit als Handlungsfeld
aufgenommen werden, ohne in das Recht der kommunalen Selbstverwaltung einzugreifen. Die
Schnittstellen zwischen den jeweiligen Aufgaben der Lander und der Kommunen mussen fur alle
Beteiligten deutlich benannt werden.

o Der Gesetzgeber auf Ladnderebene sollte die unterschiedlichen Akteure auf lokaler Ebene dazu
verpflichten, ihre inklusionsbezogenen Planungen und Aktivitaten miteinander zu koordinieren.
Eine sinnvolle gesetzliche Grundlage fur eine entsprechende Regelung sind unter anderem die
(Behinderten)Gleichstellungsgesetze auf Landesebene und auch die Ausfihrungsgesetze zu
Bundesgesetzen. Auch die Landesregierung selbst muss ihre Aktivitaten — beispielsweise zur
Entwicklung eines inklusiven Bildungssystems oder einer inklusiven Gesundheitsversorgung —
systematisch in Beziehung setzen zur kommunalen Handlungsebene. Gemeinsame Grundlage
der koordinierten Planungen bilden die menschenrechtlichen Vorgaben der UN-BRK.

o Der Gesetzgeber sollte im Kommunalverfassungsrecht Vorgaben fir die Einrichtung und
Beteiligung von Selbstvertretungsorganisationen, weiterer Interessensvertretungen und
Beauftragten verankern, um ihre verbindliche Einbeziehung in die Umsetzung der UN-BRK und
andere MalRnahmen zur Verbesserung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen
sicherzustellen.

¢ Die Landesregierung sollte den Austausch der kommunalen Planungsverantwortlichen anregen,
fordern und auch organisieren. Ein entsprechendes Format kann beispielsweise bei den
Landesbehindertenbeauftragten angesiedelt sein. Férderlich ist aullerdem die Einrichtung von
Fachstellen auf Landesebene, die Fachwissen zur UN-BRK und ihrer Bedeutung fur die
Kommunen zur Verfligung stellen und Kommunen unter anderem zur Gestaltung partizipativer
Planungsprozesse, zu Methodik oder Datenanalyse beraten.

e Durch Forderprogramme kann die Landesregierung Anreize fiir Kommunen flr eine
systematische Umsetzung der UN-BRK schaffen. Systematische Planungsprozesse und ihre
Verstetigung sollten dabei explizit als Férdergegenstand benannt werden. Inhaltliche
Schwerpunkte sollte die Uberwindung von Sondereinrichtungen und -angeboten sowie die
Sicherstellung von Barrierefreiheit sein.
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3. Verantwortung und Handlungsmaoglichkeiten fiir kommunale

3

Entscheidungstrager*innen

Kommunale Entscheidungstrager*innen sind aufgefordert, die Umsetzung der UN-BRK durch
systematische Planung zu gewahrleisten. Sie orientieren sich damit an bewahrter Praxis und an
einem notwendigen Vorgehen zur erfolgreichen Umsetzung der Konvention.3

Ein gut erarbeiteter politischer Beschluss zur Aufnahme von Planungsaktivitdten und Aussagen
zu den Zielen der Umsetzung schafft Legitimation, stellt die notwendigen Ressourcen sicher,
ermoglicht die Partizipation von Menschen mit Behinderung und sorgt fiir eine verbindliche
Umsetzung der Planung.

Die UN-BRK zielt in allen Lebensbereichen auf die Uberwindung von Sonderstrukturen und die
Ermdglichung gleichberechtigter Teilhabe. Die kommunalen Planungsverantwortlichen missen
vor diesem Hintergrund zentrale, aber méglicherweise kontroverse Bereiche wie die Abschaffung
von Sondereinrichtungen in Planung und Umsetzung angehen. Dies schliel3t eine
Schwerpunktsetzung in einzelnen Planungs- und Umsetzungsphasen und ein schrittweises
Vorgehen nicht aus.

Mafnahmen in Planungsprozessen missen klare Verantwortlichkeiten, messbare Indikatoren und
realistische Ziele fir ihre Umsetzung aufzeigen, deren Verwirklichung regelmafig uberpruft wird.

Die Kommunalverwaltung sollte mindestens eine festangestellte Person als Zustandige fiir die
Koordination des Prozesses der Erarbeitung und Umsetzung der Planung benennen Die Stelle
muss so angesiedelt sein, dass sie gut mit allen Abteilungen der Verwaltung zusammenarbeiten
kann.

Die kommunalen Entscheidungstrager*innen miissen die Einbeziehung von Menschen mit
Behinderungen und — wo vorhanden - ihren Selbstvertretungsorganisationen in Planung und
Umsetzung sicherstellen. Bewahrt hat sich hier die Bildung von Steuerungsgruppen und
fachlichen Arbeitsgruppen, die transparent arbeiten und die Verwaltung, Menschen mit
Behinderungen sowie andere Akteure der Zivilgesellschaft einbinden.

In allen Verwaltungsabteilungen muss es klare Verantwortlichkeiten geben, die die Umsetzung
der UN-BRK in ihrem Zustandigkeitsbereich vorwartsbringen sowie die verbindliche Mitarbeit im
Planungsprozess und die eigenstéandige Umsetzung sicherstellen.

Die kommunalen Planungsverantwortlichen sollten die Offentlichkeit regelmaRig tiber
Prozessfortschritte informieren, z. B. durch barrierefreie Internetseiten, Veranstaltungen und
Medienarbeit, und den Prozess der Entwicklung eines inklusiven Gemeinwesens so flr die
Bevolkerung 6ffnen und sichtbar machen.

Die politisch Verantwortlichen mussen sicherstellen, dass die Umsetzung der UN-BRK
systematisch mit der Stadtentwicklungsplanung und anderen Planungs- und
Entwicklungsbereichen wie der Sozialplanung, der Bauplanung, der Mobilitatsplanung, der
Jugendhilfeplanung und der Schulentwicklungsplanung verknlpft wird.

Vor allem in Landkreisen ist es notwendig, die Planungen mit benachbarten Kommunen
abzustimmen, um eine inklusive Infrastruktur zu entwickeln, die nicht an den Grenzen der

Vgl. Aktionsplane zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention auf Landesebene | Institut fiir Menschenrechte


https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/aktionsplaene-zur-umsetzung-der-un-behindertenrechtskonvention-auf-landesebene
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Gebietskorperschaft endet. Kreise stehen in der Verantwortung, die angehoérigen Gemeinden und
Stadte zu unterstlitzen und eine interkommunale Zusammenarbeit zu férdern.

Die Kommunen sollten bei der Umsetzung der UN-BRK Uber ihren eigenen Zustandigkeitsbereich
hinaus die Federflhrung fur lokale Planungen in Zusammenarbeit mit anderen Akteuren
Ubernehmen, beispielsweise mit Rehabilitationstragern oder den Verantwortlichen fur
Bildungsangebote. Die Verpflichtung aller Akteure zur Umsetzung der UN-BRK ist die Grundlage
dafir, zu verbindlichen Absprachen lber die Zusammenarbeit in der Planung zu gelangen.

Die kommunalen Entscheidungstrager*innen sollten dauerhaft Ressourcen fiir die Weiterfiihrung
und Umsetzung bereitstellen und auch verbindlich festlegen, wie Fortschritte dokumentiert und
bewertet werden, z. B. durch jahrliche Kurzberichte und Evaluationen, die in den zustandigen
politischen Gremien beraten und beschlossen werden. So kann eine nachhaltige Planung zur
Umsetzung der UN-BRK sichergestellt werden.

4. Verantwortung und Handlungsmoglichkeiten der kommunalen
Spitzenverbande

Die kommunalen Spitzenverbande sollten ihren Mitgliedern die gezielte und planvolle Umsetzung
der UN-BRK durch Aktionsplane empfehlen und sie in der Gestaltung von Planungsprozessen
unterstitzen. Sie sollten in ihren Gremien einen Austausch unter den einzelnen Kommunen Uber
die Umsetzung der UN-BRK ermdglichen.

Die kommunalen Spitzenverbande sollten ihren Handlungsrahmen als Uberértliche kommunale
Interessensvertretung nutzen, um Verfahren und Dokumente fiir barrierefreies
Verwaltungshandeln im Interesse einer besseren UN-BRK-Umsetzung zu erarbeiten.

5. Verantwortung und Handlungsmaoglichkeiten der Selbst- und
Interessenvertretungen

Selbst- und Interessenvertretungen sind haufig Motoren der Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention, auch auf kommunaler Ebene. Ihre Aufgabe ist, die Planung kritisch
zu begleiten und die Planungsverantwortlichen der Kommune zu unterstiitzen. Sie missen
allerdings die Planungsverantwortung zurtickweisen, um den Prozess kritisch begleiten zu
kénnen.

Selbst- und Interessenvertreter*innen auf kommunaler Ebene missen haufig erst ein Verstandnis
fur die Logik von Planungsprozessen entwickeln, um ihre Forderungen bestmoglich einzubringen.
Hier kann ein Uber die Verbande von Menschen mit Behinderungen organisiertes
Schulungsangebot sinnvoll sein.

Damit eine gleichberechtigte politische Teilhabe auch in den gewahlten Gremien der Kommune
moglich wird, muss das Thema der politischen Partizipation als Gegenstand der Planung und der
Umsetzung eingefordert werden.



DIE UN-BRK IN DEN KOMMUNEN UMSETZEN. HANDUNGSMOGLICHKEITEN FUR AKTEURE 5

6. Verantwortung und Handlungsmaoglichkeiten der Rehabilitationstrager und
Leistungserbringer

Die Rehabilitationstrager arbeiten selbst mit Aktionsplanen zur Umsetzung der UN-BRK. Sie
mussen gewahrleisten, dass Rehabilitationsdienste ,Menschen mit Behinderungen so
gemeindenah wie moglich zur Verfigung stehen, auch in Iandlichen Gebieten* (Artikel 26 Abs. 1 b
UN-BRK). Dazu gehort die Koordination der Leistungen aller Rehabilitationstrager auf lokaler
Ebene mit dem Ziel der Entwicklung personenzentrierter Hilfen zur Ermdglichung einer
gleichberechtigten Teilhabe. Die Rehatradger mussen ihre Aufgabe in ein Verhaltnis zu
kommunaler Planung setzen.

Alle Leistungserbringer sind zur Umsetzung der UN-BRK verpflichtet, um ihren Nutzer*innen ein
selbstbestimmtes Leben und gleichberechtigte Teilhabe zu ermdglichen. Bei der Beteiligung an
Planungsprozessen und der Umsetzung missen sie ihre Interessenskonflikte reflektieren und
dirfen die kommunale Planung und Umsetzung nicht dominieren. Um zu verhindern, dass
Menschen mit Behinderungen durch die Inanspruchnahme des Hilfesysteme Segregation und
Exklusion erfahren, missen die Anbieter selbst planerisch vorgehen, um ihr Angebot im Sinne der
Deinstitutionalisierung weiterzuentwickeln.4

Auf der lokalen Ebenen mussen die Leistungserbringer ihre Angebote mit anderen Anbietern
abstimmen, in ein Netzwerk der Unterstitzung integrieren und Perspektiven inklusionsorientierter
Unterstiutzung entwickeln. Dazu bietet ihnen die kommunale Planung und die gemeinsame
Orientierung an den menschenrechtlichen Vorgaben der UN-BRK einen geeigneten Rahmen.

Es ist Bestandteil der Unterstiitzung, die Nutzer*innen dabei zu begleiten, Barrieren fiir eine
gleichberechtigte Teilhabe in ihrem Lebensumfeld zu erkennen und die Uberwindung durch
politische Artikulation einzufordern.

Gemeinsame Verantwortung

Die Umsetzung der UN-BRK ist ein Auftrag fir Bund, Lander und Kommunen und alle weiteren
staatlichen Akteure. Kommunale Aktionsplane sind ein bedeutsames Instrument, um gleichberechtigte
Teilhabe systematisch im unmittelbaren Lebensumfeld voranzubringen. Eine systematische Planung
ermdglicht Effizienz und vermeidet kostenintensive Anpassungen an Vorgaben im Nachhinein. Politisch
Verantwortliche auf allen Ebenen missen deshalb Kommunen ermutigen und unterstitzen, indem sie
klare Rahmenbedingungen schaffen, Ressourcen sichern, gute Praxis verbreiten und die Partizipation
von Menschen mit Behinderungen garantieren. So wird die Umsetzung der UN-BRK vor Ort sichtbar
und das Ziel eines inklusiven Gemeinwesens Schritt fur Schritt realisiert.

4

S. auch Leitlinien zur Deinstitutionalisierung | Institut fir Menschenrechte


https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/leitlinien-zur-deinstitutionalisierung

	Die UN-Behindertenkonvention in den Kommunen umsetzen
	1. Verantwortung und Handlungsmöglichkeiten der Bundespolitik
	2. Verantwortung und Handlungsmöglichkeiten der Landespolitik
	3. Verantwortung und Handlungsmöglichkeiten für kommunale Entscheidungsträger*innen
	4. Verantwortung und Handlungsmöglichkeiten der kommunalen Spitzenverbände
	5. Verantwortung und Handlungsmöglichkeiten der Selbst- und Interessenvertretungen
	6. Verantwortung und Handlungsmöglichkeiten der Rehabilitationsträger und Leistungserbringer
	Gemeinsame Verantwortung




